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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesverwaltung - Personal

Obwohl der Ständerat nicht auf die Vorlage der SPK-NR für Kaderlöhne in Bundes- und
bundesnahen Unternehmen eintreten wollte, folgte eine deutliche Mehrheit des
Nationalrats in der Wintersession 2021 ihrer Kommission und hielt mit 151 zu 39
Stimmen an Eintreten auf die Vorlage fest. Die Minderheit aus der geschlossen
stimmenden FDP-Liberalen Fraktion und einem Teil der Mitte-Fraktion stand auf
verlorenem Posten. Kurt Fluri (fdp, SO), der für die FDP-Liberale Fraktion das Wort
ergriffen hatte, hatte vergeblich argumentiert, dass sich seit 2016 – also seit dem Jahr,
in dem die parlamentarische Initiative von Susanne Leutenegger Oberholzer (sp, BL)
eingereicht worden war – einiges getan habe und «starre, undifferenzierte»
Lohnobergrenzen nicht mehr zeitgemäss seien. Auch Andri Silberschmidt (fdp, ZH)
ergriff für seine Fraktion das Wort. Der Bundesrat sei zuständig für die Lohngestaltung,
die er aber für jedes Unternehmen separat und ohne starre Lohnvorgaben durchführen
können müsse. Damit war etwa die SP-Fraktion nicht einverstanden. Es sei in der Tat
etwas ruhiger geworden um die Diskussion über Exzesse bei der Lohnpolitik; dies sei
aber kein Grund, die Sache als erledigt zu betrachten, argumentierte Nadine Masshardt
(sp, BE) für ihre Fraktion. Eine Obergrenze von CHF 1 Mio. biete noch genügend Marge,
pflichtete Delphine Klopfenstein Broggini (gp, GE) bei und Barbara Steinemann (svp, ZH)
erinnerte an die Abzockerinitiative, die von der Stimmbevölkerung angenommen
worden war. Die SVP-Fraktion finde zudem, dass die Kaderlöhne von öffentlichen
Unternehmungen «in keinem Verhältnis mehr zur Leistung» dieser Kader stünden. Auch
das Plädoyer von Finanzminister Ueli Maurer, der darauf hinwies, dass hier ganz
verschiedene Unternehmenskulturen in einen Topf geworfen würden und dass ein
Gesetz in Zukunft unnötig einengen werde, wenn es darum gehe, gute Kader zu finden,
verhallte letztlich ungehört. 1
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Parlamentsmandat

Man müsse sich überlegen, wie der Corona-Schuldenberg von rund CHF 35 Mrd. wieder
abgebaut werden könne, warb Andrea Geissbühler (svp, BE) für ihre im März 2021
eingereichte parlamentarische Initiative. Weil die Parlamentsmitglieder für diese
Schulden, die man künftigen Generationen hinterlasse, mitverantwortlich seien und im
Gegensatz zu vielen anderen Arbeitnehmenden auch während und nach der Pandemie
noch den vollen Lohn erhielten, sei es angezeigt, einen Corona-Solidaritätsbeitrag von
den Parlamentsmitgliedern zu verlangen. Die CHF 1.2 Mio., die sich jährlich ergäben,
wenn jede Parlamentarierin und jeder Parlamentarier auf CHF 6'000 verzichten würden
– dies käme einer Reduktion um rund 20 Prozent des Jahreseinkommens für
Vorbereitung und Ratsarbeit über CHF 26'000 gleich –, seien zwar nur ein «Tropfen auf
den heissen Stein», aber ein wichtiges Zeichen gegen aussen, dass auch das Parlament
einen Sparbeitrag leisten wolle, so Geissbühler. Gerhard Pfister (mitte, ZG) fasste die
Gegenargumente der SPK-NR zusammen, die mit 18 zu 5 Stimmen beantragte, der
parlamentarischen Initiative keine Folge zu geben: Es werde aus dem Vorstoss nicht
klar, ob die Abgabe einmalig oder wiederkehrend sein solle. Letzteres wäre kein
Solidaritätsbeitrag, sondern schlicht eine Kürzung der Entschädigungen. Eine solche
könne für einzelne Ratsmitglieder aber finanzielle Folgen haben – vor allem für jene, die
nicht in gut bezahlten Verwaltungsräten sässen, wie die zweite Kommissionssprecherin
Delphine Klopfenstein Broggini (gp, GE) ergänzte – und das Ziel der Entschädigungen,
existenzielle Bedrohungen abzuwenden, könnte so vielleicht nicht mehr eingehalten
werden. Solidarität könne zudem nicht erzwungen werden, sondern müsse freiwillig
geschehen, so Pfister weiter. Die CHF 35 Mrd. an Schulden seien darüber hinaus auch
für künftige Generationen keine untragbare Last, weil – wie schon vor der Pandemie –
in den kommenden Jahren wohl eher wieder Schulden abgebaut werden würden.
Gestossen habe sich die Mehrheit der SPK-NR schliesslich an der Vorstellung der
Initiantin, die Bevölkerung sei der Meinung, das Parlament handle ungerecht, weil es
lediglich von anderen, nicht aber von sich selber Opfer verlange. Die Mitglieder der
Kommission würden «bei Begegnungen mit der Bevölkerung eine andere Erfahrung»
machen, so Pfister. In der folgenden Abstimmung erhielt Andrea Geissbühler lediglich
aus ihrer Fraktion teilweise Unterstützung: Die 40 befürwortenden Stimmen von
Mitgliedern der SVP-Fraktion (5 Fraktionsmitglieder stimmten gegen den Vorstoss und 9
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enthielten sich der Stimme) standen aber 140 Stimmen aller anderen Fraktionen
gegenüber, die der Initiative keine Folge gaben. 2

1) AB NR, 2021 S. 2656 ff.
2) AB NR, 2022, S. 1193 f.; Bericht SPK-NR vom 24.2.22; CdT, Lib, NZZ, 24.3.21
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